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Unternehmer Ernst Prost: „Parteispenden und gleichzeitige Entlassungen sind unsozial!“
· Steuersenkung für Hotelübernachtung führt 2010 für den Motorenölhersteller LIQUI MOLY zu geschätzten 70.000 Euro Mehraufwand.

· Bürokratisches Monster geschaffen.

· Parteispenden in Millionenhöhe und gleichzeitige Entlassungen bei Mövenpick sind für Ernst Prost unsozial und moralisch verwerflich.

Als Teil der neuen Steuergesetzgebung der Koalition von Union und FDP soll sie das Wachstum beschleunigen: die gesenkte Mehrwertsteuer für Hotelübernachtungen. Ob das wirklich der Fall ist, stellen Viele infrage. Zu den scharfen Kritikern gehört Ernst Prost. Er ist Eigner und Chef des mittelständischen Motorenölherstellers LIQUI MOLY in Ulm: „Mehr Wachstum sehe ich nur für die Hotelbranche, ansonsten wachsen für Unternehmen nur Kosten und Bürokratie.“

LIQUI MOLY beschäftigt 450 Menschen, davon 120 Mitarbeiter im Außendienst, die viel auf Reisen sind. Unterm Strich rechnet das Unternehmen, das 2009 einen Umsatz in Höhe von 233 Mio. Euro verbuchte, aufgrund der neuen Gesetzgebung mit Mehrkosten von 70.000 Euro. „In dieser Kalkulation ist der Mehraufwand in der Buchhaltung noch gar nicht berücksichtigt“; sagt Ernst Prost.

Seit 1. Januar gilt für Übernachtungen der geminderte Steuersatz von 7 Prozent. Fürs morgendliche Frühstück belässt es der Gesetzgeber bei 19 Prozent. Die Folge: Hoteliers müssen gesondert abrechnen und wegen der gesonderten Steuersätze zwei Belege ausstellen. So will es das Gesetz – also mehr Aufwand für alle; auch für die Buchhaltungsabteilung bei LIQUI MOLY.

Finanzieller Nachteil für Mitarbeiter ist tabu

Richtig kompliziert wird es für Geschäftsreisende und deren Firmen. Bisher mussten Arbeitnehmer von Gesetz wegen lediglich 4,80 Euro von der Reisekostenpauschale, diese beträgt 24 Euro für Reisen mit Übernachtung, abziehen. Nach der neuen Rechtssprechung muss der Geschäftsreisende den vom Hotel ausgewiesenen Betrag für das Frühstück komplett von den Spesen abziehen. Was bei hohen Frühstückskosten dazu führt, dass nur noch ein sehr geringer Anteil der Spesenpauschale übrigbleibt. Dazu Prost: „Aber aus dieser Rechtslage soll meinen Mitunternehmern kein finanzieller Nachteil entstehen. Deshalb haben wir eine fiskalisch saubere Lösung gefunden. LIQUI MOLY übernimmt für die Arbeitnehmer die Differenz zwischen der Frühstückspauschale von 4,80 Euro und der Frühstücksrechnung des Hotels.“ Ernst Prost rechnet weiter, dass dieser „Schadensausgleich“ für die LIQUI MOLY-Reisenden das Unternehmen nicht nur den Differenzbetrag kostet: „Nein, der Gesetzgeber verlangt, dass dieses finanzielle Entgegenkommen für den Arbeitnehmer als geldwerter Vorteil zu versteuern ist.“ So übernimmt LIQUI MOLY zusätzlich auch noch die Pauschalversteuerung (30 Prozent), den Solidaritätszuschlag, die Kirchensteuer und die Sozialversicherungsbeiträge in Höhe von 40 Prozent.

Warum dieser finanzielle Mehraufwand? Ernst Prost: „Es darf nicht sein, dass unsere Leistungsträger, unsere Verkäufer, durch dieses neue Gesetz bestraft werden.“

Von den Regierungsparteien fordert er, das „bürokratische Monster“, das geschaffen wurde, wieder zurückzurufen und zur bisherigen Besteuerung zurückzukehren.

Klientelpolitik statt Dienst am Bürger

Als wäre dies nicht Grund genug für seine Wut, bringt die „Klientelpolitik“ der Bundesregierung den Unternehmer richtig zum Kochen: „Es ist nicht gut, wenn ein Baron von Finck, seines Zeichens Mehrheitseigentümer der Mövenpick-Gruppe, Millionen an Parteien spendet und diese Gesetze zu Gunsten eben jener Klientel beschließen. Das hat einen extremen Beigeschmack!“

Weil Ernst Prost nicht einfach alles hinnehmen will, hat er an den FDP-Vorsitzenden Guido Westerwelle und an CSU-Chef Horst Seehofer geschrieben und beide aufgefordert, das Geld für die zu verwenden, die es brauchen: Die 80 Mitarbeiter des Mövenpick-Hotels in Neu-Ulm. Diese hatten vor Weihnachten die Kündigung erhalten, weil der Betrieb geschlossen werden soll. „Von genau jenem Baron, der genug Geld für die Politik übrig hat, aber nicht dafür, um Arbeitsplätze zu erhalten und Standorte zu sichern. Das ist eine Schande für redliche Unternehmer und Kaufleute!“ Den beiden Parteivorsitzenden hat Ernst Prost geraten, eben das vom Management und den Eigentümern der Mövenpickgruppe zu verlangen. „Es passt einfach nicht zusammen, Menschen in die drohende Arbeitslosigkeit zu verbannen und auf der anderen Seite Millionen für Parteien zu spenden. Das ist unsozial und gegen jede Moralvorstellung!“

Gleichzeitig wundert er sich über die Leidensfähigkeit der Deutschen. „Wir brauchen mehr politischen Ungehorsam“, fordert er. Vielleicht ließe sich dann mehr bewegen. „Früher wurde gegen Atomkraft noch auf die Straße gegangen. Wir müssen Zeichen setzen! Die Demokratie gibt uns diese Möglichkeit. Es ist quasi eine staatsbürgerliche Pflicht.“
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